
Inhalt
Seite

A. Amtliche Texte
Verordnung zur Durchführung des Waffengesetzes (DVWaffG). Vom 19. November 2024 . . . . . . . . . . . . . .               	 881_2

	 2024	 Ausgegeben zu Saarbrücken, 19. November 2024	 Nr. 44 A	

Herausgegeben vom Chef der Staatskanzlei

Teil I

Amtsblatt des Saarlandes



Amtsblatt des Saarlandes Teil I vom 19. November 2024881_2

A. Amtliche Texte

Verordnungen

294	 Verordnung zur Durchführung  
	 des Waffengesetzes (DVWaffG)

Vom 19. November 2024

Aufgrund des § 42 Absatz 5, des § 42c, des § 48 Ab-
satz 1 und des § 55 Absatz 6 des Waffengesetzes vom 
11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970, 4592; 2003 I 
S. 1957), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 25. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 332), und 
des § 36 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geän-
dert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12. Juli 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 234), in Verbindung mit § 5 Ab-
satz 3 des Landesorganisationsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. März 1997 (Amtsbl. 
S. 410), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 13. Juni 2018 (Amtsbl. I S. 358), verordnet die 
Landesregierung:

Artikel 1 
Verordnung zur Durchführung  
des Waffengesetzes (DVWaffG)

§ 1 
Allgemeine Zuständigkeit

Zuständige Behörden im Sinne des § 48 Absatz 1 des 
Waffengesetzes sind die Landkreise, der Regionalver-
band Saarbrücken und die Landeshauptstadt Saarbrü-
cken.

§ 2 
Besondere Zuständigkeiten

(1) Zuständige Behörde für die Prüfung der Fachkunde 
nach § 22 Absatz 1 des Waffengesetzes ist das Ministe-
rium für Wirtschaft, Innovation, Digitales und Energie. 
Die Geschäftsführung für die Abnahme der Prüfung 
nach Satz 1 obliegt der Industrie- und Handelskammer 
des Saarlandes. Mehrere Industrie- und Handelskam-
mern können im Rahmen des § 10 des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und 
Handelskammern Vereinbarungen zur gemeinsamen 
Durchführung der Sachkundeprüfung, insbesondere 
über einen gemeinsamen Prüfungsausschuss, schlie-
ßen.

(2) Zuständige Behörden für die Erteilung von Be-
scheinigungen nach § 55 Absatz 2 des Waffengesetzes 
zum Erwerb und Besitz von Schusswaffen und Muni-
tion sind die obersten Landesbehörden oder die von ih-
nen bestimmten Behörden oder Dienststellen.

(3) Zuständige Behörde für die Erteilung von Beschei-
nigungen nach § 56 des Waffengesetzes ist für den Zu-
ständigkeitsbereich des Landes das Ministerium für 
Inneres, Bauen und Sport.
(4) Zuständige Behörde für die Prüfung des Führens der 
Ersatzdokumentation nach §§ 17 bis 20 der Allgemei-
nen Waffengesetz-Verordnung vom 27. Oktober 2003 
(BGBl. I S. 2123), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 1. September 2020 (BGBl. I S. 1977), 
sowie zur Mitteilung einer fortlaufenden Nummer an 
die nach § 1 zuständigen Behörden für solche Waffen, 
die der Kennzeichnungspflicht nach § 24 des Waffen-
gesetzes nicht genügen, ist das Landespolizeipräsidium 
des Saarlandes.
(5) Zuständige Behörden für die Erteilung einer Er-
laubnis zum Betreiben einer Schießstätte gemäß § 27 
Absatz 1 des Waffengesetzes sind
1.	 das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport, 

wenn auf der Schießstätte mit Schusswaffen des 
Kalibers 22 (5,6 mm) oder größeren Kalibers ge-
schossen werden soll,

2.	 im Übrigen die Ortspolizeibehörden.
(6) Zuständige Behörden für die Erteilung einer Er-
laubnis zum Schießen außerhalb von Schießstätten 
nach § 10 Absatz 5 des Waffengesetzes sind die Orts-
polizeibehörden.
(7) Zuständige Behörde gemäß § 42c des Waffenge-
setzes für die Durchsetzung gesetzlicher Waffen- und 
Messerverbote nach § 42 Absatz 1 Satz 1, Absatz 4a 
Satz 1 und § 42b Absatz 1 Waffengesetz sowie von 
Waffen- und Messerverbotszonen nach § 42 Absatz 5 
Waffengesetz im räumlichen Geltungsbereich dieser 
gesetzlichen Waffen- und Messerverbote sowie im 
räumlichen Geltungsbereich der Waffen- und Messer-
verbotszonen ist die Vollzugspolizei.

§ 3 
Beschaffung von Dienstwaffen und Munition

Schusswaffen und Munition für dienstliche Zwecke 
beschaffen die obersten Landesbehörden oder die von 
ihnen bestimmten Stellen für ihren Geschäftsbereich.

§ 4 
Sicherstellungen

Neben den nach § 1 zuständigen Behörden ist in unauf-
schiebbaren Fällen auch die Vollzugspolizei zuständig 
für
1.	 Verbote und Untersagungen nach §§ 40 bis 42 des 

Waffengesetzes sowie Sicherstellungen nach § 46 
Absatz 4 des Waffengesetzes,

2.	 die Einholung von Auskünften nach § 39 Absatz 1 
des Waffengesetzes und
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3.	 Anordnungen zum Vorzeigen von Gegenständen 
nach § 39 Absatz 3 des Waffengesetzes.

§ 5 
Freistellungen vom Waffengesetz

(1) Auf die nachgenannten Behörden und Dienststel-
len, die nach den für sie geltenden Dienstvorschriften 
die tatsächliche Gewalt über erlaubnispflichtige Ge-
genstände des Waffengesetzes oder der Allgemeinen 
Waffengesetz-Verordnung ausüben, sind die waffen-
rechtlichen Vorschriften gemäß § 55 des Waffengeset-
zes nicht anzuwenden, soweit diese Verordnung nichts 
anderes bestimmt. Behörden und Dienststellen im Sin-
ne von Satz 1 sind

1.	 im Bereich der Fachaufsicht

a)	 des Ministeriums für Inneres, Bauen und Sport: 
die Vollzugspolizei und die Verfassungsschutz-
behörde,

b)	 des Ministeriums für Umwelt, Klima Mobilität, 
Agrar und Verbraucherschutz: die Forstbehör-
den, der SaarForst Landesbetrieb, die Oberste 
Jagdbehörde und die in der Naturwacht des 
Saarlandes hauptamtlich Tätigen

c)	 des Ministeriums der Justiz: die Staatsanwalt-
schaften und Justizvollzugsanstalten sowie

2.	 die Gerichte,

3.	 die Landkreise, der Regionalverband Saarbrücken 
und die Landeshauptstadt Saarbrücken als untere 
Waffenbehörden nach § 1 dieser Verordnung so-
wie als untere Jagdbehörden nach § 2 Absatz 3 des 
Saarländischen Jagdgesetzes.

(2) Auf Bedienstete dieser Behörden und Stellen ist, 
wenn sie dienstlich tätig werden, hinsichtlich der

1.	 dienstlich gelieferten Waffen und Munition oder

2.	 der privateigenen Waffen und Munition, wenn und 
solange diese mit Billigung des Dienstherrn für 
dienstliche Zwecke verwendet werden und gemäß 
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Waf-
fengesetz vom 5. März 2012 (BAnz. 2012 Beilage 
Nummer 47 22.03.2012 S. 1) in einem dienstlichen 
Register aufgenommen sind, und

3.	 erlaubnispflichtigen Gegenstände des Waffenge-
setzes, die bis zur Entscheidung über ihre weite-
re Verwendung in gerichtlicher oder behördlicher 
Obhut verbleiben müssen, sofern die tatsächliche 
Gewalt darüber von Bediensteten ausgeübt wird, 
denen dies im innerdienstlichen Bereich durch Vor-
schrift oder Weisung obliegt,

das Waffengesetz nicht anzuwenden, soweit das Waf-
fengesetz nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt.

(3) Polizeivollzugsbeamte sind außerhalb des Dienstes 
zur Ausübung der tatsächlichen Gewalt über dienst-
lich zugelassene Schusswaffen und zum Führen dieser 
Schusswaffen nur insoweit befugt, als sie durch Dienst-
vorschriften hierzu ermächtigt sind.

(4) Schießstätten des Landes bedürfen keiner Erlaubnis 
nach § 27 Absatz 1 des Waffengesetzes. Bei dienstlicher 
Benutzung finden die §§ 6, 10 und 11 der Allgemeine 
Waffengesetz-Verordnung und – sofern die Schießstät-
te auch für Verteidigungsschießen zugelassen ist – die 
§§ 22 bis 25 der Allgemeine Waffengesetz-Verordnung 
keine Anwendung. Satz 2 gilt entsprechend für private 
Schießstätten, wenn diese dienstlich von Bediensteten 
der in Absatz 1 Satz 2 genannten Behörden und Dienst-
stellen benutzt werden.

§ 6 
Zuständige Behörden für die Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
Zuständige Behörden für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach § 53 des Waffengeset-
zes sind die Landkreise, der Regionalverband Saarbrü-
cken und die Landeshauptstadt Saarbrücken.

§ 7 
Ermächtigungen

(1) Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport wird 
gemäß § 55 Absatz 6 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 
des Waffengesetzes ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung eine dem § 55 Absatz 1 Satz 1 des Waffengeset-
zes entsprechende Regelung für sonstige Behörden und 
Dienststellen zu treffen.
(2) Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport 
wird gemäß § 42 Absatz 5 Satz 4 des Waffengesetzes 
ermächtigt, Rechtsverordnungen nach Maßgabe des 
§  42 Absatz 5 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 des 
Waffengesetzes zu erlassen. Das Ministerium für Inne-
res, Bauen und Sport kann diese Befugnis gemäß § 42 
Absatz 5 Satz 4 2. Halbsatz des Waffengesetzes durch 
Rechtsverordnung weiter übertragen.

Artikel 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Durch-
führung des Waffengesetzes vom 20. Dezember 1976 
(Amtsblatt S. 1184), zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung vom 20. März 2019 (Amtsbl. I S. 314), außer 
Kraft.

Saarbrücken, den 19. November 2024

Die Regierung des Saarlandes:

Die Ministerpräsidentin
Rehlinger

Der Minister für Wirtschaft, Innovation,  
Digitales und Energie

Barke

Der Minister der Finanzen und für Wissenschaft
von Weizsäcker
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Der Minister für Inneres, Bauen und Sport
Jost

Der Minister für Arbeit, Soziales,  
Frauen und Gesundheit

Dr. Jung

Die Ministerin für Bildung und Kultur
Streichert-Clivot

Die Ministerin für Umwelt, Klima, Mobilität,  
Agrar und Verbraucherschutz

Die Ministerin der Justiz
Berg
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